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Die ſchweizeriſche Allmend. “) 


Der Urſprung des Wortes „Allmend“ führt in die älteſten Zeiten 
zurück, wo unſere Vorfahren in deutſchen Landen vom Grund und 


Boden Beſitz nahmen und ſich zu Mark-, Dorf- und Hofgenoſſenſchaften 
zuſammenthaten, um Wald und Weide, ſowie das ungetheilte Feld inner- 


halb der Gemeindemark, gemeinschaftlich zu benutzen. Grimm leitet 
das Wort nicht von Allgemeinde, ſondern von Allamannen her, was 
alſo eine Gemeinſchaft freier Männer bedeutet, die ſich im gemeinjchaft- 
lichen Beſitz von Wald und Weide am längſten erhalten hat. Der Aus- 
druck iſt auch darum vom ſchwäbiſch⸗allamanniſchen Volksſtamm im ſüd⸗ 


Jahrhunderts die Sondernutzung und Anpflanzung der Allmend angeregt, 
dabei den doppelten Zweck eines intenſiveren Bodenbaues und einer 
Ausgleichsmaßregel zu Gunſten der ärmeren Claſſen verfolgend. 

Was nun von den Allmenden noch übrig geblieben iſt, hat einen 
verſchiedenartigen rechtlichen Charakter erhalten. Entweder gehört die 
Allmend den politiſchen Ortsbürgergemeinden, wo ihre Erträgniſſe zum 
größten Theile periodiſch an die berechtigten Genoſſen vertheilt und nur 
zum kleineren Theile für öffentliche Zwecke verwendet werden, oder ſie 
gehört Corporatious⸗Genoſſenſchaften mit halböffentlichem Charakter, oder 
fie iſt in Beſitz reiner Privatgeſellſchaften gekommen. In der deutſchen 
Schweiz trifft man darum mehrere Arten von Gemeinden an. Rein 
politiſch ſind die Einwohnergemeinden, gebildet aus den daſelbſt heimat⸗ 
berechtigten Bürgern und den niedergelaſſenen Schweizern, welche erſt 
durch die Bundesverfaſſung vom Jahre 1874 in politiſchen Rechten 
und Pflichten gleichgeſtellt ſind und zuſammen für die Erfüllung der den 
Gemeinden geſtellten Aufgaben zu ſorgen haben. Innerhalb und zugleich 
neben der Einwohnergemeiade ſteht die Bürger- (im Canton Bern Burger-) 
gemeinde, deren Mitglieder die noch vorhandenen Allmendgüter gemein⸗ 
ſchaftlich beſitzen und entweder Nutzungen aus ihnen beziehen oder fie* 
ganz oder theilweiſe öffentlichen und mildthätigen Zwecken überlaſſen. 
Vollſtändig durchgeführt iſt die Trennung der beiden Gemeinden nur in 
wenigen Cantonen und ſelbſt da nicht überall; wo es aber geſchehen, 
iſt der Antheil beſtimmt, welcher von den Erträgniſſen der Allmend- 


weſtlichen Deutſchland wie der Schweiz am meiſten gebraucht und hat güter öffentlichen Zwecken gewidmet iſt oder iſt ein für alle Male ein 
gegenwärtig im letzteren Lande, wo nicht blos der Begriff, ſondern beſtimmter Bruchtheil productiver und unproductiver Allmendgüter für 
auch die Sache am reinſten bewahrt iſt, eine doppelte Bedeutung, eine die öffentlichen Zwecke ausgeſchieden. Die Bürgergemeinden haben infofern 
erweiterte, wonach Allmend der geſammte Grund und Boden genannt auch noch da, wo neben ihnen eine Einwohnergemeinde beſteht, politiſchen 
wird, welcher nicht Privateigenthum iſt und welcher von den berechtigten Charakter, als ſie allein das Gemeindebürgerrecht verleihen können, 
Gemeindegenoſſen gemeinſam benutzt wird, und eine engere, wonach die welches wiederum die einzige Grundlage des Schweizerbürgerrechts 


Allmend ſpeciell die Gemeinweiden im Thale bezeichnet. 

Urſprünglich gehörte der größte Theil des Grund und Bodens 
der Geſammtheit der Mitglieder einer Mark-, Dorf- oder Hofgenoſſen⸗ 
ſchaft in gemeinſchaftlicher Benutzung; nur Haus und Hof nebſt dem 
zunächſt liegenden Garten⸗ und Ackerboden waren Sondereigenthum. 
Mehr und mehr aber wurden von dieſem gemeinſchaftlichen Eigenthum, 
der Allmend, einzelne Stücke, beſonders des Ackerbodens, zuerſt in 


Sondernutzung übergeben, ſpäter in Sondereigenthum verwandelt. Urſachen 


dieſes Proceſſes waren einestheils die Fortſchritte, die in der Boden⸗ 


benutzung hauptſächlich ſeit der Mitte des vorigen Jahrhunderts gemacht 


wurden, anderentheils die großen Veränderungen, die im Laufe der 
Jahrhunderte die Dorfgenoſſenſchaften trafen und die in ihrer Umwand⸗ 
lung von bäuerlichen Genoſſenſchaften in politiſche Gemeindeverbände 
lagen. Eine dritte Urſache iſt auch in den häufigen und umfaſſenden 
Allmend⸗Vertheilungen zu ſuchen, welche ſeit Ende des vorigen Jahr⸗ 
hunderts in Folge von Uebervölkerung oder Theuerungen vorgenommen 
wurden. Namentlich hat die helvetiſche Republik um die Wende des 


*) Nach einer Darſtellung in der „Deutſchen Gemeinde⸗Zeitung“. 


bildet. Wo Nutzungen vertheilt werden, richtet ſich der Einkaufspreis 
meiſtens nach der Höhe der Nutzung. Außerdem gibt es noch privat⸗ 
rechtliche Corporations-⸗Genoſſenſchaften, ſogenannte Gerechtigkeits⸗ und 
Alpgenoſſenſchaften, Rechtſamegemeinden u. ſ. w., welche innerhalb der 
Einwohner- und ſelbſt innerhalb der Bürgergemeinden eigene Allmend⸗ 
güter beſitzen, an deren Benutzung die außerhalb der Corporation ſtehenden 
Einwohner und Bürger keinen Antheil haben und die auch für öffent⸗ 
liche Zwecke nicht zur Verwendung kommen. Corporationsgemeinden 


gibt es in der ebenen Schweiz wenige mehr, ihre Güter ſind meiſtens 
ſchon ſeit längerer Zeit an die berechtigten Genoſſen vertheilt worden. 
Dagegen ſind ſie in den Alpen noch zahlreicher, da dort die Allmenden 
vorzugsweiſe in Alpenweiden, weniger in Forſten beſtehen, die beide 
wegen der beſonderen Art ihrer Bewirthſchaftung eine Auftheilung nicht 
ertragen, ſondern vielmehr Gemeinwirthſchaft erfordern. Aus dieſem 
Grunde haben ſelbſt die doch ſonſt rein privatrechtlichen Genoſſenſchafts⸗ 
güter in den Alpen ihren öffentlichen Charakter nicht ganz verloren; 
indem ſie gemeindepolizeilicher und ſtaatlicher Ueberwachung in Bezug 
auf die Art ihrer Bewirthſchaftung unterliegen. Erwähnenswerth iſt 
auch, daß in den Cantonen Uri und Schwyz die zur Allmend gehörenden 


Alpenweiden ſich nicht im Beſitze der einzelnen Gemeinden, ſondern in 
dem ganzer Bezirke befinden und von dieſen gemeinſchaftlich benutzt 
und verwaltet werden — ein Ueberbleibſel der früheren großen Mark⸗ 
genoſſenſchaften. 

Die Allmendgüter und ihre Nutzungen ſind verſchiedener Art: Es 
gibt ſogenanntes Pflanzland, d. h. Gemüſe⸗ und Obſtgärten, Acker, ſelbſt 
Weinberge (in den Cantonen Schaffhauſen und Thurgau), ferner Wieſen, 
gewöhnlich in den Thälern und an ſanften Bergabhängen, dann Weiden, 
gegenwärtig nur mehr in den Gebirgsgegenden, wo ſie auch Hochallmenden 
genannt werden und den wichtigſten Theil des Gemeindegutes bilden, 
während die Wälder in den Ebenen der werthvollſte Theil der All— 
mend ſind und früher auch zur Weide dienten, jetzt aber nur noch zu 
periodiſchen Holzabgaben, oft auch noch zur Abgabe von Bauholz in 
Anſpruch genommen werden. Außerdem gibt es in einzelnen Cantonen 
Torfmoore und Streurieder, welche letztere an Stelle des in Gebirgs— 
gegenden theuren Strohes die nothwendige Streu liefern. Ausnahms⸗ 
weiſe erhalten die Allmendgenoſſen an einzelnen Orten noch Butter 
(aus den verpachteten Meierhöfen), Holzapfeleſſig, Brod, Wein, in einer 
Glarner Gemeinde die Confirmanden ein Geſangbuch, an vielen Orten 
auch Geld. Genoſſen, die nach Amerika oder überhaupt nach überſeeiſchen 
Ländern auswandern, werden unterſtützt, indem nicht ſelten die Ueber— 
fahrtskoſten aus der Allmendcaſſe gezahlt werden, freilich mit der Vor— 
ausſetzung, daß der Ausgewanderte nun für alle Zukunft ſich ſeiner 
Anſprüche an die Allmendgüter begeben hat. 

Daß die Allmend in früheren Zeiten den größten Theil alles 
Grund und Bodens in der deutſchen Schweiz bildete, geht ſchon daraus 
hervor, daß ſie noch jetzt von beträchtlichem Umfange iſt, trotz der 
ungemein häufigen und umfafjenden Umwandlung in Privateigenthum, 
welche bis zu Ende des vorigen Jahrhunderts von den Behörden theils 
direct verboten, theils zu verhindern geſucht, von da an aber vielfach 
von ſtaatlicher Seite angeregt und gefördert wurde. Ausrodung der 
Wälder, Uebergang dieſes Bodens in Sondereigenthum gegen Zins— 
abgabe und ſpätere Capitaliſirung, dann beſonders große Landvertheilnngen 
waren die gewöhnlichen Wege dieſes Proceſſes. Nicht immer walteten 
dabei Recht und Billigkeit ob. Lag es ſchon in der Natur der urſprüng⸗ 
lichen Benutzung der Allmend, daß die wohlhabenden Bauern den größten | 
Vortheil aus ihr zogen, indem fie mehr Kühe auf die Weide trieben 
und treiben konnten, mehr Holz aus den Wäldern zogen, als die 
ärmeren Genoſſen, ſo wurden auch die Landvertheilungen meiſtens nach 
dem Umfange der bisherigen Nutzungen vorgenommen, ſtatt zu gleichen 
„Theilen der Berechtigten. Die nämliche Ungerechtigkeit treffen wir auch 
noch bei der jetzigen Benützung der Alpenweiden. 

Von der Allmend gingen indeſſen auch mit der Zeit große Stücke 
in das Eigenthum von Privatgenoſſen über, in der Ebene meiſtens Wälder, 
im Gebirge Alpenweiden. Von den Gemeindeallmenden unterſcheiden ſich 
die genoſſenſchaftlichen Güter dadurch, daß ſie eine geſchloſſene Zahl von 
Familien zu Nutznießern, jene eine ſtets wechſelnde Zahl von Beſitzern 
haben, daß ferner die ideellen Antheile an dem genoſſenſchaftlichen 
Gute verkauft und vererbt (ſelbſt an Solche, die nicht dem Ortsverbande 
angehören) werden können, während die Bürgeruntzungsberechtigten ihr 
Recht nicht verlieren und auch nicht veräußern dürfen, ihnen oft ſogar nicht 
einmal die Nutzung, wenn ſie z. B. in Holz beſteht, zu verkaufen erlaubt 
iſt. Beim Tode eines Nutznießers geht deſſen ideeller Antheil an die 
Gemeinſchaft zurück, die ihn dem oder jenem inzwiſchen zur Berechtigung 
herangewachſenen Genoſſen zutheilt. Mit den modernen Actien-Geſell⸗ 
ſchaften haben andererſeits die privatrechtlichen Genoſſen darin nichts 
gemein, daß ſie ihr Eigenthum nicht auftheilen, die Corporation nicht 
auflöſen dürfen. 

Die größte Schmälerung erlitt die Allmend durch die Umwand-⸗ 
lung von bürgerlichen Nutzungsgütern in öffentliches Gemeindevermögen. 
So werden heutzutage in den meiſten größeren Städten, mit Ausnahme 
Berns, keine Nutzungen mehr an die Bürger vertheilt und die Bürger- 
gemeinden haben nur noch die Armengüter und Stiftungen zu wohl- 
thätigen Zwecken zu verwalten. Aber immerhin überwiegt die Zahl der 
Nutzungen austheilenden Bürgergemeinden gegenüber der jener Gemeinden, 
die ihre Güter für öffentliche Zwecke verwenden. Letztere finden ſich 
mehr im Oſten der Schweiz, beſonders im Canton Zürich, wo die 
Erträgniſſe der Bürgergüter in erſter Linie für die öffentlichen Gemeinde⸗ 
Ausgaben in Anſpruch genommen werden und erſt wenn ſich Ueber⸗ 
ſchüſſe ergeben, noch zur Vertheilung kommen. Im Canton Schaffhausen 
ferner dürfen keine Gemeindeſteuern erhoben werden, ſo lange noch 
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Nutzungsberechtigung mehr 


Bürgernutzungen zu vergeben ſind. Ein Antrag, dieſe auch in der 
franzöſiſchen Schweiz beſtehende Einrichtung in die Bundesverfaſſung 
aufzunehmen und ſo auf die ganze Eidgenoſſenſchaft auszudehnen, 
wurde im November 1871 verworfen. In jenen Cantonen alſo iſt die 
Einheit der Gemeinde ſo viel als möglich erhalten und die Allmend 
vor Allem dem öffentlichen Intereſſe dienſtbar gemacht. In den Alpen 
und iu der Weſtſchweiz, vorzugsweiſe im Canton Bern, dagegen ift 


der Dualismus der Gemeinde ein ausgeſprochener, d. h. Einwohner⸗ 


gemeinde und Bürgergemeinde trennen ſich ſcharf von einander; letztere 
hält mit Zähigkeit an ihren Nutzungen feſt und will nicht nur ſo 


wenig als möglich zu den allgemeinen Gemeindelaſten beitragen, ſondern 


ſucht auch nicht ſelten eigene Laſten, die auf ihren Allmendgütern aus 
alter Zeit her ruhen, und aus Servituten und dergleichen entſtanden 
ſind, auf das Ausgaben-Budget der Einwohnergemeinden abzuwälzen. 
Deshalb ein ewiger Kampf zwiſchen beiden Gemeinden, der erſt ſein 
Ende finden dürfte, wenn dieſe Frage von Bundeswegen zu Gunſten 
der Einwohnergemeinde gelöſt würde. Freilich iſt daſür für die nächſte 
Zeit keine Ausſicht vorhanden. Wann die Löſung erſolgen wird, iſt 
ungewiß, aber wie ſie erfolgen wird, durchaus nicht zweifelhaft. 


Inzwiſchen hat der Kampf um den Beſitz der Allmendgüter nicht blos 
eine principielle, ſondern auch eine ſehr große materielle Bedeutung, da 


deren Umfang noch immer ein beträchtlicher iſt; denn nicht immer 
haben ſie ſich vermindert, ſie haben ſich hin und wieder auch vermehrt, 
3. B. durch Säkulariſation geiſtlicher Beſitzungen, durch Ueberlaſſung 
von Staatswäldern an die Gemeinden, ſeltener durch Ankauf von 
Privatland. Neuerdings wird die Allmend in manchen Gemeinden ver— 
mehrt durch Verwendung der Bürgereinkaufsgelder zur Umwandlung 
von Privatland in Allmend, damit die Nutzungen der Bürger trotz 
Vermehrung ihrer Zahl nicht vermindert werden, hauptſächlich aber 
damit ärmeren Bürgern Ackerland zur unentgeltlichen Benutzung ver— 
liehen werden könne. 

Nutzungsberechtigt war urſprünglich jeder innerhalb der Dorfmark 
angeſeſſene Bewohner; nach ſeinem Bedürfniſſe bezog er Holz aus 
dem Walde, trieb ſein Vieh auf die Weide, nach Bedürfniß bebaute 
er auch ein Stück der ungetheilten Feldmark. Erſt ſpäter, als die Zahl 
der Einwohner ſich mehrte, die Allmend nicht mehr für Alle aus- 
reichte, wurde die Berechtigung ſowohl nach der Zahl der berechtigten 
Familien als auch nach dem Umfange der Nutzungen genau beſtimmt 
und feſtgeſtellt. Insbeſonderheit verbot eine rationelle Forſtwirthſchaft 
den früher üblichen Holzfreihieb, wonach jedem Bürger erlaubt war, 
aus dem Walde an Holz zu holen, was und ſo viel er brauchte. Die 


Berechtigung wurde eine reale oder eine perſönliche. Jene knüpfte ſich 


an den Beſitz eines beſtimmten Hauſes und der Umfang der Nutzung 
richtete ſich nach der Größe des Hoſes und des dazu gehörenden 
Landes im Sondereigenthume; ſomit erhielt der Genoſſe einen um fo 
größeren Antheil an den Erträgniſſen der Allmend, je reicher er war. 
Im Intereſſe der großen Hofbeſitzer lag es daher, die Reihe der 
Berechtigten frühe ſchon abzuſchließen, den Einkauf in das Gemeinde⸗ 
bürgerrecht, alſo auch in die Berechtigung zu erſchweren, häufig auch 
ganz zu verbieten. Daß in einem demokratiſchen Lande mit politiſcher 
Gleichberechtigung aller Bürger eine ſolche Ausnutzung der Allmend 
durch die Wohlhabenden bei den ärmeren Genoſſen Erbitterung und 
Kämpfe hervorrufen mußte, iſt natürlich und hat denn auch früher in 
mehreren Cantonen leidenſchaftliche Parteiungen zur Folge gehabt. Mehr 
und mehr haben ſich die ärmeren Claſſen größere Antheile an der 
Allmend zu erringen gewußt. Immerhin war es nicht ein Recht, wenn 
ihnen von den Reichen größere Antheile und auch dieſe und jene 


perſönlichen Nutzungen zugeſtanden wurden, ſondern eine Gnade, eine 


Vergünſtigung, welche die Wohlhabenden glaubten jeder Zeit zurück⸗ 
nehmen zu können. a 

Seit Ende des vorigen Jahrhunderts ſchwindet die reale 
und mehr gegenüber der perſönlichen 
Berechtigung, welche allen Genoſſen gleich große Nutzungen gibt. Jene 
iſt in den Gebirgsgegenden inſofern noch vorhanden, als die Berechtigung, 
Vieh auf die Allmendalpen zu treiben, mancherorts noch an den Beſitz 
einer Alphütte geknüpft iſt und im Uebrigen auch das Gleichheitsprincip, 
das der Perſonalberechtigung zu Grunde liegt, nicht durchgeführt iſt, 


wohl auch nicht durchgeführt werden kann, indem natürlich der Arme 


weniger Vieh auf die Weide ſchickt, als der Reiche. 
Die Bedingungen für den Bezug der perſönlichen Nutzungs⸗ 
berechtigung ſind nicht nur von Canton zu Canton, ſondern oft auch 


von Gemeinde zu Gemeinde verſchieden. Als allgemeiner Grundſatz 
gilt, daß jeder wirthſchaftlich ſelbſtſtändige Bürger, der „eigen Feuer 
und Licht“ hat, die Nutzung bezieht, ob er verheiratet ſei oder nicht, 
der Junggeſelle indeſſen erſt nach Erlangung eines beſtimmten Alters, 
das ganz verſchieden angeſetzt iſt. Witwen und Mädchen, die eigene 
Wirthſchaft führen, erhalten gewöhnlich nur die halbe Nutzung. Außer⸗ 
dem muß jeder Nutzungsberechtigte unbeſcholtenen Charakters ſein, 
welche Bedingung früher ſehr ſtrenge, heute jedoch ziemlich milde 
gehandhabt wird. Nur die ſtrafrechtlich verfolgten, nicht mehr die durch 
den Concurs um ihre politiſchen Rechte gebrachten Bürger werden heute 
von den Nutzungen ausgeſchloſſen. Auch in Bezug auf die unehelich 
Geborenen iſt man heute milder geworden. Nur noch an zwei Orten, 
in den Zuger Gemeinden Walchwyl und Baar, macht uneheliche Geburt 
unſähig zum Bezuge der Bürgernutzung. Dagegen iſt eine andere 


wichtige Frage trotz jahrzehntelangen Kämpfen noch nicht zum Austrage 


gekommen, ob nämlich die auswärts wohnenden Bürger die Nutzungen 
ihrer Heimatsgemeinde erhalten ſollen oder nicht. An vielen Orten iſt 
jeder ausgeſchloſſen, der nicht in ſeiner Heimatgemeinde wohnt, an den 
meiſten indeſſen nur derjenige, der außerhalb des Cantons ſich nieder⸗ 


gelaſſen. Selten ſind die Gemeinden, die ihren auch außerhalb der 


Schweiz wohnenden Bürgern Nutzungen verabfolgen. 


Ebenſo verſchieden, wie die Bedingungen, ſind die Art und 
Größe der Allmendnutzungen; in einzelnen Gemeinden ſind ſie ſo groß, 
daß eine kleinere Familie ſich davon allein, wenn ſchon nothdürftig, 
erhalten kann, in anderen betragen ſie nur wenige Franken. Ueber⸗ 
wiegend ſind es Naturalnutzungen, in den ebeneren Gegenden, beſtehend 


in ſogenannten Holzgaben und in Zutheilung von Acker- und Garten- 


land, entweder auf Lebenszeit oder auf eine längere Reihe von Jahren; 
in den Alpen tritt dazu noch das Recht zur Benutzung der Alpen— 


weiden. Letzteres kommt, wie ſchon oben bemerkt, nur dem Wohlhabenden 
in vollem Maße zu Gute, während an Wald- und Gartenland alle 


Genoſſen in gleichem Maße theilnehmen. In den langen Kämpfen, 
welche die ärmeren Genoſſen bis in unſere Zeit für gleiche Benutzung 
der Alpenweiden führten, wurde wenigſtens erreicht, daß für jedes 
Stück Vieh, das auf die Weide getrieben wird, eine Abgabe zu bezahlen 


iſt und die dadurch gewonnene Summe in gleichen Theilen an Alle 


vertheilt wird. Auch werden hie und da ſämmtliche Alpenallmenden 
verpachtet und der Pachtſchilling unter die Genoſſen vertheilt. Ferner 
wurden den Aermeren die Nebennutzungen der Alpenallmenden, Schaf— 
und Ziegenweide, das Wildheuſammeln u. ſ. w. beſonders überlaſſen. 


Die Ziegenweide iſt zwar dem Waldbeſtande in den Alpen ſehr ſchädlich, 


konnte aber bis jetzt nicht verboten werden, da fie in induſtriellen 
Gegenden den Fabriksarbeitern einen wichtigen Beitrag zu den Lebens— 
bedürfniſſen liefert. Die letzte Ausnutzung der Allmendalpen iſt das 
Wildheuſammeln, das äußerſt mühevoll und ſehr oft lebensgefährlich iſt 
und darum den armen Gemeindegenoſſen überlaſſen wird. An ſteilen 
Orten im Gebirge, wo kaum die Ziegen hinzuſteigen vermögen, wird 
das Gras abgeſchnitten und auf der Schulter zu Thale getragen. 


Aus den mitgetheilten Zügen wird zu erkennen fein, meld’ tief- 
gehenden Einfluß der Beftand der Allmend auf die ſocialen Verhält⸗ 
niſſe der deutſchen Schweiz ausübt. In den größeren Städten, in 
denen keine Nutzungen mehr vertheilt werden, iſt die Allmend öffent⸗ 
lichen Zwecken und milden Stiftungen zugewandt, die zum Theile 
ſämmtlichen Einwohnern zu Gute kommen. In den kleineren Stadt⸗ 
wie den Dorfgemeinden iſt ihre Bedeutung noch größer, indem ſie 
mancherorts für die ärmeren Claſſen die Grundlage zur Gewinnung 
der erſten und nothwendigſten Lebensbedürfniſſe bildet. Sie hat mit 
der Auflöſung der bäuerlichen Genoſſenſchaften ihren urſprünglichen 
Zweck verloren; nun hat ſie neue Aufgaben zu erfüllen. Allerdings 
leiſten Traditionen und materielle Intereſſen noch ſtarken Widerſtand 


gegen die neue humane Richtung, welche die Allmend in viel größerem 


Maße als bisher im öffentlichen Dienſte und zur Unterſtützung der 


ärmeren Claſſen verwenden und die wohlhabenderen Bürger nach und 


nach davon ausſchließen möchte. Hartnäckige Kämpfe um die Zukunft 
der Allmend ſind alſo zu erwarten. Die Bedeutung dieſer Frage wird 


man begreifen, wenn man den großen Umfang kennt, welchen die Allmend⸗ 
güter in der deutſchen Schweiz noch haben. Eine ſichere Berechnung 


vom Werthe aller Allmendgüter in der deutſchen Schweiz gibt es 
nicht, nur annähernd iſt z. B. der Capitalwerth der Allmendalpen 
auf 45—47 Millionen Franken geſchätzt, in Wirklichkeit ſteht er aber 
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viel höher. Im kleinen Canton Uri beſitzen die Allmendalpen einen 
Werth von gegen zwei Millionen Franken. Das Vermögen der Bürger⸗ 
gemeinden im Canton Bern wird auf mehrere hundert Millionen 
geſchätzt, im Canton St. Gallen auf 33, im Canton Zürich auf 20, 
im Canton Aargau auf 40 Millionen u. ſ. w. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Ueber den territorialen Umfang 1. des Rechtes eines Wund⸗ 
arztes, die Praxis auszuüben und 2. des Rechtes eines Arztes 
zum Selbſtdispenſiren. 


Der Beſitzer der öffentlichen Apotheke in P. klagte, daß der in 
K. domicilirende Wundarzt B. in P. Kranke behandle und ihnen 
Medicamente ſende. Die Erhebungen haben ergeben, daß B. in der 
Woche regelmäßig nach P. komme und dort ordinire. 

Die Bezirkshauptmannſchaft St. ſah hierin eine Stabiliſirung 
des B. in P., daher eine Ueberſchreitung ſeines für K. erlangten 
Befugniſſes und unterſagte ihm unterm 18. Februar 1880, Z. 6751, 
1. dieſe regelmäßigen Ordinationen in P. und 2. die Ueberſendung 
von Medicamenten aus ſeiner Hausapotheke an ſeine Kranken in P. 
| In dem gegen dieſe Entſcheidung eingebrachten Recurſe ſagt B.: 
er folge nur dem Rufe ſeiner Patienten und ſende ihnen auf ihr 
Verlangen die Medicamente aus ſeiner Hausapotheke. Regelmäßige 
Ordinationsſtunden halte er in P. nicht ab. 


Die Statthalterei in G. gab dem Recurſe mit der Entſcheidung 
vom 24. März 1880, 3. 3462, aus nachſtehenden Gründen Folge: 


| „1. Es beſteht keine Vorſchrift über eine Beſchränkung der 
Praxis eines Wundarztes auf ſeine Domicilgemeinde oder überhaupt 
auf ein gewiſſes Territorium, man kann daher dem B., insbeſondere mit 
Rückſicht auf das Geſetz vom 17. Februar 1873, R. G. Bl. Nr. 25, 
nicht verbieten, ſeine Praxis bis P. auszudehnen, gleichgiltig, ob er 


dort nur gelegentliche oder regelmäßige Beſuche macht und Ordinations⸗ 
ſtunden abhält. 


2. Da er das Recht beſitzt, in K. eine Hausapotheke zu halten 

und daraus ſeine Kranken mit Medicamenten zu betheilen, ſo kann man 
ihm auch nicht verwehren, dieſes Recht auf ſeine Kranken in P. aus⸗ 
zudehnen und ihnen, wenn ſie es verlangen, die Medicamente dahin 
zu ſchicken.“ 
| Das Miniſterium des Innern gab unterm 27. Juli 1880, 
3. 7720, dem gegen obige Statthaltereientſcheidung eingebrachten 
Recurſe des Apothekers in P., inſoweit durch dieſelbe dem Wundarzte 
B. in K. das Recht zuerkannt wurde, auch den in P. von ihm be⸗ 
handelten Patienten die Medicamente aus der Hausapotheke in K. zu 
verabfolgen, Folge und behob die Statthaltereientſcheidung aus dem 
Grunde, weil im Orte P. alle Vorausſetzuugen fehlen, unter welchen auf 
Grund der beſtehenden geſetzlichen Vorſchriften das Selbſtdispenſiren der 
Aerzte ausnahmsweiſe geſtattet werden könne, den in P. anſäſſigen Aerzten 
die Dispenſirfreiheit nicht zuſteht und daher auswärtige Aerzte, welche 
in P. Kranke behandeln, ebenſo wenig zum Selbſtdispenſiren der von 
ihnen zu verſchreibenden Recepte befugt, die arzneibedürftigen Kranken 
aber in der Lage ſind, die Arzneien mit geringerem Zeitverluſte als 
ſie vor der K'er Hausapotheke des Wundarztes B. erhalten werden 
können, zu beziehen. Die Berechtigung zur Führung einer Hausapotheke 
und ſolgeweiſe zum Selbſtdispenſiren aus derſelben ſetzt voraus, daß 
im Umkreiſe einer Stunde vom Wohnſitze des Arztes keine öffentliche 
Apotheke vorhanden ſei. Wenn der Arzt außerhalb dieſes Umkreiſes 
ärztliche Praxis übt, wo dieſe Vorausſetzung nicht zutrifft, hat er ſich 
wie jeder andere zur Führung einer Hausapotheke nicht berechtigte Arzt 
auf die ärztliche Receptur zu beſchränken und es den Patienten zu 
überlaſſen, in welcher öffentlichen Apotheke fie die verordnete Arznei 
bereiten laſſen wollen. F. K. 


Geſetze und Berordnungen. 
1880. I. Quartal. 


Centralblatt für Eiſenbahnen und Dampfſchifffahrt der öſter⸗ 
reichiſch⸗ungariſchen Monarchie. Officieller Theil. 
Nr. 6. Ausgeg. am 13. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums von 2. Jänner 1880, Z. 37.730 ex 
1879, an den Verwaltungsrath der k. k. priv öſterr. Staatseiſenbahn-Geſellſchaft, 
betreffend die Zugeſtehung eines 50percentigen Zuſchlages zum Eilguttarife bei 
Beförderung von Leichen, Pferden und Equipagen mit den Eilzügen. 

Nr. 7. Ausgeg. am 15. Jänner. 

Abdruck von Nr. 153 R. G. Bl. ex 1879. 

Nr. 8. Ausgeg. am 17. Jänner. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums von 7. Jänner 1880, Z. 204, an 
ſämmtliche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Uebertragung der Coneeſſionen 
für Dynamit Nr. I-IV und Celluloſedynamit A und B an die Dynamit⸗ 
Actiengeſellſchaft, vormals Alfred Nobel & Cie. 

Nr. 9. Ausgeg. am 20. Jänner. 


Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 30. December 1879, Z. 31.081, 


an ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die directe Abfertigung des Reiſe⸗ 
gepäckes zwiſchen ſämmtlichen öſterreichiſch-ungariſchen Stationen. 

Aenderung der Statuten der Erſten Eiſenbahnwagen⸗Leihgefellſchaft. 
M. d. J. Z. 18.614, H.⸗M. Z. 266 ex 1880. 22. December 1879. 

Nr. 10. Ausgeg. am 22. Jänner. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normal⸗ 
ſpurige Vicinalbahn von Kremsmünſter über Wartberg, Sautern und Unter⸗ 
ſchlierbach bis Kirchdorf⸗Michldorf. H.⸗M. Z. 38.898 ex 1879. 4. Jänner 1880, 

Conceſſton für einen Verein von Induſtriellen zur Verſicherung gegen 
körperliche Unfälle. Z. 16.960. 31. December. 

Nr. 11. Ausgeg. am 24. Jänner. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 18. Jänner 1880, Z. 39, an 


den Verwaltungsrath der galiziſchen Karl Ludwigbahn, betreffend die Beſtimmung 


beſonderer Züge für die Beförderung thieriſcher Rohproducte. 

Erſtreckung des Termines für die Herſtellung und Inbetriebſetzung 
mehrerer der Neuen Wiener Tramway-Geſellſchaft conceſſtonirten Pferdebahnlinien. 
H.⸗M. Z. 36.278. 31. December 1879. 

Nr. 12. Ausgeg. am 27. Jänner. 

Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 19. Jänner 
1880, Z. 970.J., an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die ihr 
zu erſtattende Anzeige des Beginnes und der Vollendung aller Eiſenbahnbauten 
was immer für einer Art. 

Nr. 13. Ausgeg. am 29. Jänner. 

Agiozuſchlag zu den Fahr⸗ und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Janner. 

Nr. 14. Ausgeg. am 31. Jänner. 


Nr. 15. Ausgeg. am 5. Februar. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 20. Jänner 1880, Z. 40.196, 
an die k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen, betreffend die Einſtellung 
der Mittheilung von Verzeichniſſen der jeweilig beeideten Bahnbedienſteten an 
die Landesſtellen. 

Bewilligung zu den Vorarbeiten für eine Eiſenbahnlinie von Mako über 
Mezöhegyes und Batonya nach Arad und von Batonya nach Lököshaza. Z. 1329. 


23. Jänner. 
Nr. 16. Ausgeg. am 7. Februar. 


Erlaß der k. k. Generalinſpection der öſterr. Eiſenbahnen vom 22. Jänner 


1880, 3. 11.615—III, an ſämmtliche öſterr. Eiſenbahnverwaltungen, betreffend 
ein einheitliches Vorgehen bei der Kundmachung von Tarifberichtigungen. 
Nr. 17. Ausgeg. am 10. Februar. 
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Nr. 19. Ausgeg. am 14. Februar. 
Nr. 20. Ausgeg. am 17. Februar. 


Nr. 21. Ausgeg. am 19. Februar. 


Nr. 22. Ausgeg. am 21. Februar. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums von 12. Februar 1880, Nr. 4776, 
an ſämmtliche öſterreichiſche Eiſenbahnverwaltungen, betreffend die Einführung 
von Intercommunications⸗Signalen. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine Straßen⸗ 
Vicinalbahn mit Locomotivbetrieb von Stainz zur Station Wieſelsdorf der Linie 
Lieboch⸗Wies der k. k. priv. Graz⸗Köflacher Eiſenbahn⸗ und Bergbaugeſellſchaft. 
Z. 1775. 26. Jänner. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige 
Locomotiveiſenbahn für Gütertransporte von der Station Stauding nach Stram⸗ 
berg. Z. 1533. 30. Jänner. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für normalſpurige 
Secundärbahnen: 1. von Weißkirchen über Wallachiſch⸗Meſeritſch, Roznau nach 
Friedland zum Anſchluſſe an die k. k. priv. Oſtrau⸗Friedlander Eifenbahn; 
2. von Ungariſch⸗Hradiſch über Ungariſch-Brod, Boikowitz, Jaſtrabi zum Vlara⸗ 
paß. Z. 29.702 ex 1879. 31. Jänner. 

Nr. 23. Ausgeg. am 24. Februar. 

Erlaß des k. k. Handelsminiſteriums vom 5. Jänner 1880, Nr. 1972 
H.⸗M. ex 1879, an die k. k. Telegraphendirectionen, betreffend die Ueberwachung 
der Eiſenbahnbetriebs-Telegraphen-Correſpondenz. 

Nr. 24. Ausgeg. am 26. Februar. 


Nr. 25. Ausgeg. am 28. Februar. 
Erlaß des k. k. Handelsminiſters vom 15. Februar 1880, Z. 4401, an 
ſämmtliche Bahnverwaltungen, betreffend die Mitnahme von Handmunition in 
die Perſonenwagen. 

Agiozuſchlag zu den Fahr- und Frachtgebühren auf den öſterreichiſch⸗ 
ungariſchen Eiſenbahnen. 24. Februar. 

Verordnung des k. k. Finanzminiſteriums vom 20. Februar 1880, 
womit für März 1880 das Aufgeld beſtimmt wird, welches bei Verwendung 
von Silber zur Zahlung der Zollgebühren zu entrichten iſt. 

Conceſſion zum Baue und Betriebe einer Schleppbahn von der Station 
Podiebrad der öſterr. Nordweſtbahn zum Kohlendepot des Kohlenverſchleiß⸗ 
Vereines des Buſchtiehrad⸗Kladno'er Bergreviers. Z. 35.687. 2. Februar. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine mit Pferden 
oder Dampfkraft zu betreibende Tramway amerikaniſchen Syſtems vom Hafen 
bei Monfalcone über Cervignano an die öſterreichiſch-italieniſchen Grenze bei 
Straſoldo. Z. 3593. 17. Februar. 

(Fortſetzung folgt.) 


| Perſonalien. 
Seine Majeſtät haben dem außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter Grafen Dubsky als Ritter des Ordens der eifernen Krone 
erſter Claſſe die Würde eines geheimen Rathes tapfrei verliehen. 
| Seine Majeſtät haben dem Miniſterialrathe im Finanzminiſterium Franz 
Lyſek das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens tayfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Ottokar Schaller in Linz den 
Titel und Charakter eines Baurathes tarfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Zolloberamts⸗Verwalter des Hauptzollamtes 
in Eger Franz Friedrich taxfrei den Titel eines kaiſerlichen Rathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtſecretär Eduard Biringer in Zara zum 
Poſtdirector daſelbſt ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Arco Dr. Anton von Alt⸗ 
hammer das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verlie hen. 
N Seine Majeftät haben den Gemeinderäthen Nikolaus Korica und Leopold 
Vukelie in Goſpic das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 

Der Miniſterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Leopold Krükl und Adolf Weſelskh zu Bezirkshaupt⸗ 
männern, dann die Bezirkscouriere Vincenz Jelinek und Friedrich Schmidl zu 


Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine ſchmalſpurige Statthaltereiſeeretären in Mähren ernannt. 


Secundäreiſenbahn von Iſchl nach Strobl am Wolfgangſee. Z. 35997 ex 1879, 
13. Janner 1880. 

Bewilligung zur Vornahme techniſcher Vorarbeiten für eine normalſpurige 
Secundärbahn von Zauchtl über Schönau nach Neutitſchein. Z. 40.008 ex 1878, 


31. Jänner 1880. 
Nr. 18. Ausgeg. am 12. Februar. 


Abdruck von Nr. 8 R. G. Bl. 
Abdruck von Nr. 10 R. G. Bl. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redacteur: A. Heilmann. 


Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſterium? des Innern hat den 
Oberingenieur Franz Greutter zum Baurathe für den Staatsbaudienſt in Ober⸗ 
öſterreich ernannt. 


Erledigungen. 
Kanzleiofficialsſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei den leitenden Finanz⸗ 
behörden in Niederöſterreich, bis 20. September. (Amtsbl. Nr. 188.) 
Conceptsprakticantenſtelle bei der k. k. Finanzdirection in Laibach mit 
600 fl. Adjutum, bis Ende September. (Amtsbl. Nr. 189.) : 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


